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Armut in Deutschland
Michael Horn und Sebastian Lentz

Armut ist ein Phänomen, das in einer
Zeit wirtschaftlichen Aufschwungs im
Sozialstaat Bundesrepublik Deutschland
beseitigt schien. Doch ist in den letzten
Jahren das Thema sowohl durch die
Diskussion um die strapazierten öffentli-
chen Sozialhaushalte als auch durch
zahlreiche Berichte über Tendenzen zur
Konzentration von Armut in bestimm-
ten städtischen Teilräumen wieder ver-
stärkt in das Bewusstsein der Öffent-
lichkeit getreten (FARWICK 1998). Die
Zahl derer, die ihren Lebensunterhalt
nicht aus eigener Kraft bestreiten kön-
nen und deshalb von Leistungen des So-
zialstaates abhängig werden, steigt er-
heblich 1 . Damit sind spätestens seit
Mitte der 1980er Jahre soziale Notlagen
wieder zu einem zentralen sozialpoliti-
schen Problem geworden, und die Frage,

sozialhilfeberechtigt sind und auch die
entsprechenden Sozialleistungen bezie-
hen, werden von der sozialwissenschaft-
lichen Armutsforschung als arm klassi-
fiziert, da mit dem Bezug von Sozialhil-
fe die Armut nicht beseitigt, sondern
lediglich die härteste Erscheinungsform
gemildert wird (HAUSER u. NEUMANN

1992; HERLYN, LAKEMANN u. LETTKO

1991). Im Folgenden wird deshalb der
Bezug von ALaufender Hilfe zum Le-
bensunterhalt (HLU), die ein Teil der
ASozialhilfe ist, als Indikator für Armut
verwendet und aus vereinfachenden
Gründen mit Sozialhilfe bezeichnet.

Soziodemographische Merkma-
le des Sozialhilfebezugs
Bei einer Gleichsetzung von Sozialhil-
febezug und Armut lässt sich aus der
Sozialhilfestatistik ablesen, dass zum
Jahresende 1998 in Deutschland rd.
2,88 Mio. Personen in 1,49 Mio. Haus-
halten von Armut betroffen waren. Die
bundesweite ASozialhilfequote hat seit
1980 von etwa 1,4% auf 3,5% zuge-
nommen 1 . In dieser Zeit hat sich RRRRR

was unter Armut zu verstehen und wie
diese messbar ist, ist wieder neu gestellt
worden.

Armut
In der Forschung haben sich drei kon-
zeptionelle Hauptströmungen herausge-
bildet B , die von einem unterschiedli-
chen Verständnis von Armut ausgehen.
Bei dem Konzept der absoluten Armut
wird Armut als Situation verstanden, in
der die verfügbaren Mittel kaum zum
physischen Überleben ausreichen. Rela-
tive Armut ist dagegen so definiert,
dass die verfügbaren Mittel nicht aus-
reichen, um einen Lebensstil auf einem
ökonomischen Niveau zu führen, das
von der Gesellschaft als annehmbar an-
gesehen wird, während das Konzept der
subjektiven Armut das persönliche
Empfinden der Betroffenen zur Beurtei-
lung darüber heranzieht, ob die verfüg-
baren Mittel ausreichen, um ein als ak-
zeptabel empfundenes Leben zu führen.
Diese drei Interpretationen basieren auf
unterschiedlichen Wertvorstellungen,
die in der Konsequenz unterschiedliche
Armutsgrenzen, Armutsmaße und sozi-
alpolitischen Empfehlungen verwenden
(BUHMANN 1988; LEU/BURRI/PRIESTER

1997). Im Gegensatz zu den angelsäch-
sischen Ländern existiert in der Bundes-
republik weder eine längere Tradition
einer Armutsforschung noch eine insti-
tutionell verankerte Armutsberichter-
stattung, so dass eine institutionalisierte
Verständigung über Untersuchungskon-
zepte, Definitionen oder Kennziffern zur
Armut bisher nicht stattgefunden hat.

Für die wirtschaftlich hochentwickel-
te Bundesrepublik wird eine rein mate-
rielle und absolute Definition von Ar-
mut als überholt angesehen, da der mo-
derne Sozialstaat den Bürgern nicht nur
das physische Überleben, sondern auch
ein Teilhaben am gesellschaftlichen Le-
ben ermöglichen will. Gegen die Defi-
nition von Armut mittels des subjekti-
ven Empfindens eines Mangels spricht
die zweifelhafte Validität eines erfrag-
ten Existenzminimums. Um einen ge-
sellschaftlichen Konsens zu erzielen, er-
scheint der Ansatz der relativen Armut
am überzeugendsten, da hierbei Armut
in Relation zum Lebensstandard der
Gesamtbevölkerung gesetzt wird. Die
Armutsgrenze ist dabei der normativ zu

bestimmende Grad der Unterschreitung
des allgemeinen Lebensstandards und
kann als soziokulturelles Existenzmini-
mum bezeichnet werden (HAUSER/NEU-
MANN 1992).

Auf der Basis des relativen Armutsbe-
griffs liegen in der Forschung zahlreiche
Bestimmungen von soziokulturellen
Existenzminima vor, von denen vor al-
lem der Ressourcenansatz in der empiri-
schen Armutsforschung häufig Anwen-
dung findet. Armut wird dabei als ein
Mangel an ökonomischen Ressourcen
definiert, welche zum Erlangen eines so-
ziokulturellen Existenzminimums not-
wendig sind. Ob dieses Existenzmini-
mum dann bei ausreichend vorhande-
nen Ressourcen tatsächlich realisiert
wird, bleibt der Verantwortung des Indi-
viduums überlassen (HAUSER u. NEU-
MANN 1992).

Das Heranziehen der Sozialhilfe-
schwelle zur Bestimmung des soziokul-
turellen Existenzminimums ist eine An-
wendung des Ressourcenansatzes. Perso-
nen und Haushalte, die nach den Ge-
setzen der Bundesrepublik Deutschland

Sozialhilfe
Die Sozialhilfe hat die Aufgabe, Bürgern,
die in Not geraten und ohne anderweiti-
ge Unterstützung sind, eine der Men-
schenwürde entsprechende Lebensfüh-
rung zu ermöglichen. Träger der Sozial-
hilfe sind die Kommunen. Das Bundesso-
zialhilfegesetz (BSHG) unterscheidet zwi-
schen zwei Hilfearten:
Hilfe in besonderen Lebenslagen
(HBL) erhalten Personen, die in außerge-
wöhnliche Notsituationen z.B. durch ge-
sundheitliche oder soziale Beeinträchti-
gung geraten sind.

Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt
(HLU) (Sozialhilfe im engeren Sinn) er-
halten Personen, die ihren Bedarf an Nah-
rung, Kleidung, Unterkunft und andere

Bedürfnisse des täglichen Lebens nicht
ausreichend decken können. Der Umfang
der HLU richtet sich nach dem Bedarf des
Einzelfalls. Die Höhe des Bedarfs errech-
net sich nach einem sogenannten Regel-
satz für den Haushaltsvorstand und einem
nach dem Alter gestaffelten Anteilsatz für
weitere Haushaltsangehörige.
Bei der Unterbringung in Anstalten, Hei-
men oder gleichartigen Einrichtungen
gilt die Bedarfsberechnung nach Regel-
sätzen nicht. In diesen Fällen werden die
tatsächlich anfallenden Kosten der Un-
terbringung übernommen (BUNDESMINISTE-
RIUM FÜR ARBEIT UND SOZIALORDNUNG).

Die Sozialhilfequote bezeichnet den
Anteil der HLU-Bezieher an der Gesamt-
bevölkerung in Prozent.
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Nachgewiesen werden 186
Gemeinden (von 191) ab
50000 Einwohnern. Nicht
aufgeführt sind Berlin, Hamburg
und Bremen einschließlich
Bremerhaven, da hier Landes-
und Kommunalhaushalt eine
Einheit bilden. Für die Stadt
Schwäbisch Gmünd liegen
keine Daten vor.

Einwohnerzahl der Städte
Stand: 1.1.1998
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nach Kreisen und großen Gemeinden*
Sozialhilfeempfänger 1998 und Sozialausgaben 1992-1997
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immer noch leicht erhöht gegenüber
derjenigen der Männer, die bei 3,2%
liegt 4  (AA Beitrag Stegmann, S. 66).
Ausländer unterliegen einem besonders
großen Risiko, hilfebedürftig zu werden:
Während die Quote in der deutschen
Bevölkerung 3% beträgt, erhalten 9,1%
der Ausländer HLU, was auf ein durch-
schnittlich geringeres Ausbildungsni-
veau und schlechtere Beschäftigungs-
chancen zurückzuführen ist.

Die Empfängerquoten sind außerdem
stark altersabhängig 4 . So beziehen
Kinder und Jugendliche bei steigender
Tendenz in weit überproportionalem
Maß Laufende Hilfe zum Lebensunter-
halt (Statistisches Bundesamt 2000)
(AA Beitrag Wiest, Bd. 1, S. 88). Ab den
Lebensaltersgruppen über 18 Jahren bei
Männern bzw. erst über 40 Jahren bei
Frauen sinkt die Sozialhilfedichte auf
unterdurchschnittliche Werte. Die al-
ters- und geschlechtsspezifische Ver-
schiebung verweist auf Strukturen der
Bezieherhaushalte: Während Männer
über 18 Jahren zu größeren Anteilen in
der Arbeitswelt etabliert sind, sind
Frauen sehr viel häufiger durch Erzie-
hungsaufgaben von einem Vollzeiter-
werb ausgeschlossen. Dies macht die
Quote der alleinerziehenden Frauen
deutlich. Unter ihnen beziehen 28,1%
Sozialhilfe, und 50,5% aller Kinder mit
HLU-Bezug lebten in Haushalten von
alleinerziehenden Frauen. Dieser Zu-
sammenhang gibt einen Hinweis darauf,
dass die Auflösung familiärer oder fami-
lienähnlicher Solidargemeinschaften
mit einem besonders hohen Risiko der
Hilfebedürftigkeit für Frauen und Kin-
der verbunden ist (AA Beitrag Miggel-
brink, Bd. 1, S. 98).

Die räumliche Verteilung des
Armutsrisikos
Auf Karte 3  lassen sich zwei Ebenen
mit unterschiedlichen Verteilungsmus-
tern der Sozialhilfedichte unterschei-
den: die großräumige nationale und die
regionale Ebene der Verdichtungsräume
mit den Kernstädten und ihrem jeweili-
gen Umland.

Nationale Ebene
Die großräumige Verteilung der Sozial-
hilfedichte zeigt einerseits ein Süd-
Nord-Gefälle innerhalb der alten Län-
der, andererseits einen Ost-West-Ge-
gensatz zwischen alten und neuen Län-
dern.

Im früheren Bundesgebiet herrscht im
Norden und Nordosten die höchste So-
zialhilfedichte vor, und zwar sowohl in
großen Städten als auch in ländlichen
Gebieten. Dies gilt zum Teil auch für
strukturschwache Landkreise in Rhein-
land-Pfalz und im Saarland. In Nord-
rhein-Westfalen sind es besonders die
Städte des Ruhrgebiets, die mit hohen
HLU-Bezugsquoten belastet sind. Deut-
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Sozialausgaben der Gemein-
den 1997
nach Gemeindegrößenklassen

lich positiver stellt sich die Situation in
Baden-Württemberg und Bayern dar.
Die meisten Landkreise weisen eine So-
zialhilfedichte unter 2,3% auf. Diese
Verteilungsmuster korrespondieren mit
den wirtschaftlichen Stärken und
Schwächen der Regionen, da Armut
hochgradig von den Faktoren Erwerbs-
losigkeit bzw. geringe Beschäftigungs-
chancen abhängt. KLAGGE (1998) hat
darüber hinaus nachgewiesen, dass
Wertvorstellungen und Verhaltenswei-
sen der Bezugsberechtigten den Grad
der Inanspruchnahme von Sozialhilfe
beeinflussen. So gibt es beispielsweise
eine umgekehrt proportionale Bezie-
hung zwischen registrierter Armuts-
und Kirchenmitgliedsrate.

Die geringeren bis mittleren Werte in
den neuen Ländern erklären sich weni-
ger aus einer positiven Wirtschafts- und
Arbeitsmarktlage als vielmehr aus staat-
lichen Programmen zur Arbeitsförde-
rung (AA Beitrag Gans/Thieme, S. 80).
Die Arbeitslosenzahlen sind zwar deut-
lich höher als in den alten Ländern,
aber auf Grund von Maßnahmen zur
Arbeitsvermittlung sowie zur Förderung
der beruflichen Bildung oder Rehabili-
tation wird häufig ein Einkommen er-
zielt. Die so Geförderten beziehen keine
Sozialhilfe. 1997 wurden in Ostdeutsch-
land 49,9 Mrd. DM für derlei arbeits-
marktpolitische Ziele zur Verfügung ge-
stellt, in Westdeutschland waren es 85,2
Mrd. DM. Im Westen ist die Quote der-
jenigen, die auf Grund langfristiger Ar-
beitslosigkeit auf Sozialhilfe angewiesen
sind, höher. Dadurch sind auch die So-
zialetats der Gemeinden dort höher be-
lastet, insbesondere der großen Städte
5 .

Die zeitliche Entwicklung der Ausga-
ben für Sozialleistungen der Gemeinden
3  zeigt für die ostdeutschen Städte

eine Annäherung an die westdeutschen
Verhältnisse: Die Zahl der Personen, die
aus den Arbeitsfördermaßnahmen her-
ausfallen und zu Sozialhilfeempfängern
werden, steigt an, und mit ihnen stei-
gen die Soziallasten in den meisten ost-
deutschen Städten zwischen 1992 und
1997. Ausnahmen bilden Dresden sowie
die meisten Städte in Thüringen. Auch
die meisten süddeutschen Städte haben
wachsende Sozialausgaben zu verzeich-

nen, wenn auch das Niveau meist noch
niedrig ist. Es gibt aber auch Städte mit
deutlicher Entlastung der Sozialhaus-
halte, ohne dass sich eine generelle
Aussage für ganze Regionen treffen
lässt. Die sehr unterschiedlichen Werte
benachbarter Städte, zum Beispiel im
Ruhrgebiet, lassen vermuten, dass vor
allem lokale Standortcharakteristika
den Ausschlag für positive oder negati-
ve Entwicklungen geben. In vielen Fäl-

4

E

Armut im Sozialstaat

die Zusammensetzung des Empfänger-
kreises gewandelt.

Unter den Empfängern ist der Anteil
der Frauen seit Inkrafttreten des Bun-
dessozialhilfegesetzes 1962 von 67% auf
heute 56% gesunken, die Sozialhilfe-
quote der Frauen ist jedoch mit 3,8%
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Sozialhilfeempfänger 1999 in der Planungsregion München

Autoren:  M.Horn, S.Lentz
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Sozialhilfeempfänger 1997 im Raumordnungsverband Rhein-Neckar

Autoren:  M.Horn, S.Lentz

nach Gemeinden

Rhein

Neckar

len sind es allerdings die großen Städte
über 500.000 Einwohner, deren Ausga-
ben besonders hoch sind 5 . Hinter-
grund ist ein mit der Stadtgröße wach-
sendes Maß räumlicher Entflechtung
von ökonomisch schwächeren und stär-
keren Haushalten, da vor allem letztere
seit den 1960er Jahren ins Umland ab-
wandern (AA Beitrag Bucher/Heins,
S. 114).

Regionale Ebene
Im regionalen Maßstab der Verdich-
tungsräume fällt besonders der Kern-
stadt-Umland-Gegensatz auf 3 . Dabei
erweisen sich die großen städtischen
Zentren in den Agglomerationen prak-
tisch ausnahmslos als Gebiete mit ho-
hen Sozialhilfedichten. Ihre Werte lie-
gen durchweg deutlich über denjenigen
des Umlandes. Als eine der Ursachen
für die zunehmende Ungleichvertei-
lung in der Sozialstruktur der Verdich-
tungsräume lässt sich ein selbstverstär-
kender Prozess der Bevölkerungsverla-
gerung ausmachen. Da vor allem Mit-
telstands- und Oberschichthaushalte
ihre Wünsche nach einer Verbesserung
des Wohnumfelds im suburbanen
Raum und im ländlichen Umland rea-
lisieren können, während Haushalte
mit geringen Einkommen auf dem
Wohnungsmarkt mit Eigentumsbildung
eher passiv sind und in der Stadt zu-
rückbleiben, kommt es zu einer relati-
ven Konzentration sozial schwacher
Bevölkerung in den Kernstädten und

7

6

Mutter mit Kindern im Sozialamt

den umgebenden Mittelstädten (AABei-
trag Herfert, S. 116).

Eine weitere Ursache für diese regio-
nalen Disparitäten sind Stadt-Umland-
Migrationsbeziehungen, die von der
Stellung im Lebenszyklus geprägt sind.
Personen, die typischerweise in die
Stadt wandern, z.B. Bildungssuchende
oder Alleinerziehende, sind meist zu ge-
ringeren Anteilen am Erwerbsleben be-
teiligt. Solche Gruppen können als öko-
nomische Risikogruppen bezeichnet
werden, womit nicht ausgedrückt wird,
dass diese Bevölkerungsteile per se arm
oder wirtschaftlich schwach wären –
auch wenn sie de facto häufig unter-
durchschnittliche Kaufkraft aufweisen –,
sondern dass ihre ökonomische Situati-
on als unsicher oder instabil eingestuft
werden muss. In Zeiten allgemeiner
konjunktureller Krisen oder auch nur
von Rezession stehen die Mitglieder sol-
cher Haushalte eher in der Gefahr, ar-
beitslos oder von staatlichen Wohl-
fahrtszuweisungen abhängig zu werden
als die Mitglieder wirtschaftlich etab-
lierter Haushalte. Verhaltensdispositio-
nen wie beispielsweise die geringere
Anonymität der Antragsteller in klei-
nen Gemeinden und ländlichen Regio-
nen bewirken ebenfalls regionale Un-
terschiede in der Sozialhilfedichte.

Ein Beispiel dafür gibt die polyzentri-
sche Agglomeration Rhein-Neckar 7 .
Die Oberzentren Mannheim, Ludwigs-
hafen und Heidelberg wie auch die Mit-
telzentren Worms und Speyer weisen

eine deutlich höhere Sozialhilfequote
als ihre Umlandgemeinden auf. Ähn-
lich stellt sich die Situation im mono-
zentrischen Verdichtungsraum Mün-
chen dar F . Insgesamt ist hier das Ni-
veau niedrig, aber das Oberzentrum ist
ebenfalls mit höheren Empfängerantei-

len konfrontiert als das Umland. Dort
sind vor allem die städtischen Mittel-
zentren mit höheren Sozialhilfequoten
belastet, außerdem diejenigen Gemein-
den, die in der Siedlungsentwicklung
bereits höhere Bebauungsdichten er-
reicht haben (BSLU 1994). Während
sich im Zeitverlauf zeigt, dass die natio-
nalen Gegensätze geringer werden
(StBA 2000), scheinen sich die Dispari-
täten auf der Kernstadt-Umland-Ebene
immer noch zu verschärfen.?


